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Der Deutsche Städte- und Gemeindebund teilt mit: 

„Der Bundestag hat am 21.02.2014 im Eilverfahren das Gesetz zur Erweiterung des Straftatbestandes der Abgeordnetenbestechung beschlossen. Künftig gilt für jedes Mitglied einer Volksvertretung, auch für kommunale Mandatsträger, dass es sich strafbar macht, wenn es als Mitglied der Volksvertretung einen ungerechtfertigten Vorteil für sich oder einen Dritten als Gegenleistung dafür fordert, sich versprechen lässt oder annimmt, dass es bei der Wahrnehmung seines Mandates eine Handlung im Auftrag oder auf Weisung vornimmt oder unterlässt. Die Bundesvereinigung der kommunalen Spitzenverbände hat insbesondere das Verfahren bemängelt. Rund acht Tage nach Eingang des Gesetzentwurfs hat der Bundestag das Gesetz bereits verabschiedet. Das UN-Abkommen gegen Korruption wurde durch Deutschland bereits im Jahr 2003 unterzeichnet. Woher jetzt der Zeitdruck kommt, ein Gesetz innerhalb von 8 Tagen durch das parlamentarische Verfahren zu bringen, ist nicht nachvoll​ziehbar. Jedenfalls war es nicht möglich, die kommunalen Bedenken sach​gerecht in das Verfahren einzubringen.

Im Einzelnen wurde folgende Regelung des § 108 e des Strafgesetzbuches zur Erweiterung des Straftatbestandes der Abgeordnetenbestechung beschlossen:

‚§ 108e Bestechlichkeit und Bestechung von Mandatsträgern

(1)
Wer als Mitglied einer Volksvertretung des Bundes oder der Länder einen ungerechtfertigten Vorteil für sich oder einen Dritten als Gegenleistung dafür fordert, sich versprechen lässt oder annimmt, dass er bei der Wahrnehmung seines Mandates eine Handlung im Auftrag oder auf Weisung vornehme oder unterlasse, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft.

(2)
Ebenso wird bestraft, wer einem Mitglied einer Volksvertretung des Bundes oder der Länder einen ungerechtfertigten Vorteil für dieses Mitglied oder einen Dritten als Gegenleistung dafür anbietet, verspricht oder gewährt, dass es bei der Wahrnehmung seines Mandates eine Handlung im Auftrag oder auf Weisung vornehme oder unterlasse.

(3)
Den in den Absätzen 1 und 2 genannten Mitgliedern gleich stehen Mit​glieder

1. einer Volksvertretung einer kommunalen Gebietskörperschaft,

2. eines in unmittelbarer und allgemeiner Wahl gewählten Gremiums einer für ein Teilgebiet eines Landes oder einer kommunalen Gebietskörperschaft gebildeten Verwaltungseinheit,

3. der Bundesversammlung,

4. des Europäischen Parlaments,

5. einer parlamentarischen Versammlung einer internationalen Organisation und

6. eines Gesetzgebungsorgans eines ausländischen Staates.

(4)
Ein ungerechtfertigter Vorteil liegt insbesondere nicht vor, wenn die Annahme des Vorteils im Einklang mit den für die Rechtsstellung des Mitglieds maßgeblichen Vorschriften steht. Keinen ungerechtfertigten Vorteil stellen dar

1. ein politisches Mandat oder eine politische Funktion sowie

2. eine nach dem Parteiengesetz oder entsprechenden Gesetzen zulässige Spende.

(5)
Neben einer Freiheitsstrafe von mindestens sechs Monaten kann das Gericht die Fähigkeit, Rechte aus öffentlichen Wahlen zu erlangen, und das Recht, in öffentlichen Angelegenheiten zu wählen oder zu stimmen, aberkennen.’
Bewertung:
Anzumerken ist, dass der Gesetzgeber sich gezwungen sah, die 2003 unterzeichnete UN-Vereinbarung gegen Korruption umzusetzen. Darüber hinaus gibt es auch diverse BGH-Entscheidungen, die den Gesetzgeber zu einer gesetzlichen Klarstellung aufgefordert hatten. Gleichwohl rechtfertigt dies nicht ein Verfahren, dass die Anhörungsrechte der kommunalen Spitzenverbände faktisch ins Leere laufen ließen.

Inhaltlich kritisiert der DStGB, dass zu dem Entwurf keine Alternativen diskutiert worden sind. So hätte der DStGB eine Regelung vorgeschlagen, wonach die Mitglieder von Gemeindevertretungen zunächst nicht von dem Gesetz erfasst worden wären und erst nach der Evaluierung der Erfahrungen bei Bundes- und Landesparlamenten mit dem neuen Korruptionsrecht gem. § 108 e StGB entschieden worden wäre, ob Mitglieder von Gemeindevertretungen einbezogen werden. Denn bei aller Anerkennung des gemeinsamen Zieles der Korruptionsbekämpfung auf allen Ebenen sind Bedenken innerhalb der kommunalen Familie durchaus nicht von der Hand zu weisen, dass es die Neuregelung z. B. politischen Gegnern einfacher machen würde, den Vorwurf der Bestechlichkeit in Wahlkampfzeiten zu instrumentalisieren. Zum anderen muss auch die Befürchtung ernst genommen werden, dass die Gesetzesänderung die Probleme bei der Mandatsträgergewinnung verschärfen könnten. Jedenfalls würde eine Evaluation des zunächst bei Landes- und Bundesebenen erprobten neuen Rechts hilfreich sein, um bei der Ausformulierung der Einbeziehung der kommunalen Ebene in die Strafrechtsnorm so behutsam vorzugehen, dass den genannten Befürchtungen weitest möglich Rechnung getragen werden könnte.“
Wir bitten um Kenntnisnahme. 
